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Wider den Funktionalismus
Replik auf »Die strukturellen Grenzen des  
Dekarbonisierungsstaates«

Zusammenfassung: In dem Beitrag kritisiere ich den impliziten Funktionalismus der 
von Brand u.a. vertretenen These, dass die Nichterfüllung zentraler Staatsfunktionen 
den mangelnden Fortschritt bei der Abkehr von fossilen Energieträgern im Rahmen 
staatlicher Dekarbonisierungsversuche erklärt. Zudem wird die These der Delegitimie-
rung des Staates mit Hinweis auf die Rolle der Parteien hinterfragt. Um die Frage nach 
den Grenzen der Dekarbonisierung zu beantworten, sollte das analytische Augenmerk 
stärker auf die Machtressourcen und politischen, teils strukturellen Opportunitäten 
gelegt werden, die den führenden gesellschaftlichen Kräften zur Verfügung stehen.
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Against Functionalism
A Response to »Structural Limitations of the Decarbonisation State«
Abstract: This article critiques the implicit functionalism of the thesis put forward 
by Brand et al., which argues that the failure to fulfill key state functions explains 
the lack of progress in moving away from fossil fuels within the framework of state 
decarbonization efforts. Furthermore, it challenges the thesis of the state’s delegit-
imization by examining the role of political parties. To answer the question of the 
limits of decarbonization, the analytical focus should be placed more strongly on the 
power resources and political – and in some cases structural – opportunities avail-
able to the leading social forces.
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D er Beitrag »Die strukturellen Gren-
zen des Dekarbonisierungsstaa-

tes« (Brand u.a. 2025) in der PROKLA 
221 enthält viele wichtige Einsichten 
zu den Schwierigkeiten, die Abhän-
gigkeit von fossilen Energiequellen zu 
überwinden. Die zentrale These des Bei-
trags ist, dass die »heftigen politischen 
und gesellschaftlichen Widerstände […] 
auch Resultat wachsender Spannungen 
zwischen den Strategien des Dekarbo-
nisierungsstaates und den zentralen 
Funktionen des liberalen kapitalisti-
schen Staates« sind (ebd.: 806; Hervor-
hebung Ch. S.). Laut den Autor*innen 
führe der Versuch, die Dekarbonisierung 
umzusetzen, dazu, dass die zentralen 
Staatsfunktionen (»Wachstum, Legiti-
mität und Sicherheit«; ebd.: 803) nicht 
erfüllt werden. Deshalb sei die Trans-
formation zur fossilfreien Produktions- 
und Konsumweise strukturell durch den 
liberalen kapitalistischen Staat behin-
dert. Gerade durch das im ersten Zitat 
hervorgehobene »auch« wird deut-
lich, dass der Beitrag gesellschaftliche 
Kräfteverhältnisse nicht ignoriert. Die 
Behandlung des Staates als einzelnes, 
handelndes Subjekt und die Zuschrei-
bung von Funktionen, die ein jeweili-
ger Staat zu erfüllen hat, führt jedoch 
letztlich zu einer konzeptionellen Ver-
nachlässigung solcher Verhältnisse.

Objektive Funktionen des Staates?

Zunächst einige allgemeine Bemerkun-
gen zu funktionalistischen Erklärungen. 
Diese leiten das Bestehen einer Institu-
tion – sei es die Ehe oder der Staat – aus 

der Erfüllung von Funktionen ab. Diese 
Funktionen werden deduktiv bestimmt 
und in der Analyse konkreter Institu-
tionen als objektiv vorgegeben behan-
delt. Entsprechend ist Staatstätigkeit 
eine Reaktion auf spezifische systemi-
sche Notwendigkeiten und unterliegt 
Handlungszwängen (vgl. Obinger 2023). 
So haftet der Aussage von Brand und 
anderen, dass ein Staat zur Sicherung 
seiner Existenz bestimmte Funktionen 
erfüllen muss, etwas Objektives an. Doch 
lassen sich diese Funktionen tatsächlich 
objektiv bestimmen? Oder sind es nicht 
vielmehr die Erwartungen dominanter 
gesellschaftlicher Gruppierungen – in-
klusive staatlicher Akteure –, die staat-
liche Apparate erfüllen müssen?

In einer kapitalistisch verfassten 
Gesellschaft dürfte die Grundfunktion 
des Staates im marxschen Verständnis 
darin bestehen, die private Eigentums-
ordnung aufrechtzuerhalten. Da eine 
kapitalistisch verfasste Gesellschaft je-
doch nicht frei von Interessenkonflik-
ten ist und laut Marx sogar von einem 
Klassenantagonismus durchzogen ist, 
ist die konkrete Ausgestaltung der Ei-
gentumsordnung – wenn nicht gar ihre 
Existenz – umstritten. Der liberal-ka-
pitalistische Staat hat sich in den Me-
tropolen des Kapitals als funktional 
erwiesen für die Erwartungen der Ka-
pitalbesitzenden, die private Eigentums-
ordnung aufrechtzuerhalten. Dies ge-
schieht, indem die diversen Risiken der 
Lohnabhängigen und von Bauernhöfen 
wohlfahrtsstaatlich abgefedert werden 
und indem ihnen das Recht zusteht auf 
formale Gleichstellung vor Gericht, auf 
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freie Meinungsäußerung sowie in pe-
riodischen Abständen das Recht, ihre 
politischen Repräsentanten zu wählen. 
Diese Rechte gelten allerdings zuwei-
len nicht für diejenigen, die die private 
Eigentumsordnung grundsätzlich in-
frage stellen. Die wohlfahrtsstaatliche 
Absicherung und die Teilhabe am ma-
teriellen Wachstum lassen den liberal-
kapitalistischen Staat bei großen Tei-
len der Bevölkerung, die kein Kapital 
besitzt, legitim erscheinen.

Doch was passiert, wenn die von 
den Autor*innen als zentral definier-
ten Funktionen »Wachstum« und »Si-
cherheit« nicht mehr im gewohnten 
Umfang erfüllt werden? Ihnen zufolge 
führt dies zu einer Legitimationskrise. 
Eine elaboriertere funktionale Betrach-
tungsweise könnte allerdings auf funk-
tionale Äquivalente zu »Wachstum« 
und »Sicherheit« verweisen (Luhmann 
1970). Ein solches Äquivalent könn-
te beispielsweise die Delegitimierung 
der Rechte einer spezifischen gesell-
schaftlichen Minderheit sein; sprich, 
Besserstellung der Mehrheit auf Kosten 
von Minderheiten. Eine durch den ur-
sprünglichen Funktionsverlust »objek-
tiv« einzutretende Legitimationskrise 
bliebe dann aus. Anstelle von »Objek-
tivität« tritt somit »Kontingenz«. Des 
Weiteren ist zu fragen, ob Legitimität 
überhaupt eine Staatsfunktion ist oder 
lediglich ein mögliches Resultat staat-
lichen Handelns. Wie Volker Heins aus-
führte, suggeriert der Ausdruck »Legi-
timation« einen »Gegensatz« von Staat 
und Gesellschaft. Die Reproduktion des 
Staates müsste aus der Reproduktion 

der Gesellschaft erklärt werden – un-
abhängig davon, »wie ›beliebt‹ der Staat 
oder gar einzelne seiner Repräsentan-
ten sind« (Heins 1990: 68).

Der Staat als Subjekt?

Der neu eingeführte Begriff des »De-
karbonisierungsstaates« für jene li-
beral-kapitalistischen Staaten, die 
sich durch die Ratifizierung des Pari-
ser Klimaabkommens zur Abkehr von 
fossiler Energie verpflichtet haben, ist 
Aufmerksamkeit erheischend. Doch 
die Reduzierung dieser Staaten auf die-
sen Begriff wird weder den vielfältigen 
Staatsaufgaben noch der Temporalität 
und der mangelnden Sanktionsbeweh-
rung internationaler Verpflichtungen 
gerecht. Die Ratifizierung einer sol-
chen internationalen Verpflichtung 
ist Resultat einer bestimmten Kräfte-
konstellation, sowohl binnen- als auch 
zwischenstaatlich. Ändert sich die 
Kräftekonstellation, ist es sehr wahr-
scheinlich, dass sich zumindest die 
Interpretationen hinsichtlich dessen, 
zu was sich die Regierungen verpflich-
tet haben, ebenfalls ändern (Drubel/
Mende 2023). Es kann auch zum Igno-
rieren der Verpflichtungen bis hin zur 
Kündigung des Abkommens kommen. 
Ein Beispiel hierfür ist das Verhal-
ten der USA unter Präsident Donald 
Trump. Das Übereinkommen von Pa-
ris (so der offizielle Name) trägt dazu 
in besonderer Weise bei, da zur Erfül-
lung der Verpflichtungen ein langer 
Zeithorizont gewählt wurde und da 
keine Sanktionen bei Nichterfüllung 
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vorgesehen sind. Das heißt, das Ab-
kommen wurde von Staatsoberhäup-
tern unterzeichnet, die zumindest in 
Staaten mit demokratischen Wahlen 
nicht unbedingt damit rechnen muss-
ten, dass die vereinbarten Ziele noch 
während ihrer Amtszeit erfüllt sein 
müssen. Somit ist die Ernsthaftigkeit, 
mit der die Verpflichtungen eingegan-
gen wurden, zu hinterfragen (Hansen 
2016). Im Falle Deutschlands hat erst 
der Juniorpartner, die grüne Minister-
riege, innerhalb einer nachfolgenden 
Regierung, der sogenannten Ampelko-
alition (2021–2025), das Übereinkom-
men ernst genommen. Es wäre ebenso 
denkbar, vom »Menschenrechtsstaat« 
zu sprechen, zumal die diesbezügli-
chen internationalen Verpflichtungen 
deutlich früher eingegangen wurden. 
An der Einhaltung der Menschenrech-
te scheitern weiterhin viele Staaten, 
unter den liberal-demokratischen 
Staaten vor allem die USA.

Der »Dekarbonisierungsstaat« wird 
nicht nur in der Überschrift, sondern 
durchgehend als individuelles Subjekt 
behandelt: »er […] nimmt, riskiert« 
(Brand u.a. 2025: 803), »fußt auf […], 
verspricht er« (ebd.: 805) etc. Diesem 
Staat wird auch ein Eigeninteresse zu-
geschrieben: »Die kontinuierliche Stei-
gerung kapitalistischer Akkumulation 
sichert die eigenen Existenzgrundlagen 
des liberal-kapitalistischen Staates« 
(ebd.: 806, Hervorhebung Ch. S.). Diese 
Argumentationsfigur geht von einem 
einheitlichen Staat aus. Gerade von 
Poulantzas (2002) wissen wir jedoch, 
dass gesellschaftliche Kräfteverhält-

nisse den Staat durchziehen und sich 
in unterschiedlicher Weise in den Mi-
nisterien manifestieren. Da in Deutsch-
land auch das Parteibuch für Karrie-
ren im Staatsdienst von Bedeutung ist, 
stellt sich zudem die Frage, welche In-
teressen die Parteien verfolgen. Wei-
terhin gilt es, die Kabinettsmitglieder, 
Staatssekretär*innen und die nach Par-
teibuch ausgewählten Führungskräfte 
in den Ministerien – also die Regierung 
im weiteren Sinne – von der allgemei-
nen Beamtenschaft der Ministerien zu 
unterscheiden. Die allgemeine minis-
teriale Beamtenschaft hat sicherlich 
ein Interesse an der Stabilität ihrer 
Bezüge, doch ihr Einfluss auf die poli-
tische Richtung ist begrenzt – wenn 
überhaupt, dann wirkt sie eher wie 
ein bürokratischer Bremsblock (sie-
he unten) – und ihre Aussichten auf 
Karrieren außerhalb des Staates sind 
beschränkt. Dies gilt nicht für die Re-
gierungsmitglieder im weiteren Sinne. 
Ihnen stehen in Deutschland Karrie-
ren in der Wirtschaft (siehe Gerhard 
Schröder, Sigmar Gabriel und Chris-
tian Lindner), in den Parteien (siehe 
Anke Fuchs und Annegret Kramp-Kar-
renbauer) oder auf europäischer Ebe-
ne (siehe von der Leyen) offen. Somit 
deckt sich deren Eigeninteresse even-
tuell nicht mit denen des »Staates«. 
In den USA ist die Verquickung von 
Staats- und Wirtschaftskarrieren noch 
wesentlich ausgeprägter.

Aus dieser differenzierten Betrach-
tungsweise folgt, dass keineswegs da-
von ausgegangen werden kann, dass 
der »Staat« in seiner Gesamtheit ei-
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ner international eingegangenen Ver-
pflichtung nachkommen will. Diese Er-
fahrung musste der Grünen-Politiker 
Robert Habeck nicht nur in dem von 
Olaf Scholz geführten Bundeskabinett, 
sondern auch in dem von ihm selbst 
geführten Ministerium machen, das 
jahrzehntelang von wirtschaftsnahen 
Ministern geleitet wurde. Entsprechend 
wenig »grün« war der ministeriale Be-
amtenapparat.

Delegitimierung von Staat oder 
Partei?

Zurecht weisen die Autor*innen dar-
auf hin, dass »Politiken, die auf eine 
weitreichende Dekarbonisierung […] 
abzielen, […] zwangsläufig tiefe und als 
unangenehm empfundene staatliche 
Eingriffe in eine Vielzahl gesellschaft-
licher Bereiche« erfordern (Brand u.a. 
2025: 807). Dies trifft jedoch auch auf 
neoliberale Politiken zu, auch wenn 
diese vorgaben, die Bevölkerung von 
staatlicher Bevormundung zu befreien. 
Die neoliberalen tiefgreifenden Ein-
griffe in viele Lebensbereiche lösten 
ebenfalls gesellschaftliche Proteste 
aus. Doch die entsprechenden staat-
lichen Eingriffe haben nicht den Staat 
als solchen delegitimiert, sondern ei-
nige (nicht alle!) jener Politiker, deren 
Partei einst für den Ausbau des Sozial-
staates stand.

Das Gleiche gilt für staatliche Maß-
nahmen zur Einschränkung des Ge-
brauchs fossiler Energien. Nicht der 
Staat an sich wurde delegitimiert, son-
dern jene Partei, die sich besonders für 

diese Maßnahmen einsetzte. Es ist die 
Partei Bündnis 90/Die Grünen, die we-
gen ihrer umweltpolitischen Maßnah-
men derzeit bei vielen Menschen Hass-
gefühle auslöst, und es sind nicht die 
»ewigen« Staatsparteien CDU und CSU. 
Die ungleich stärkeren Proteste gegen 
die Aufnahme einer großen Zahl an Ge-
flüchteten, die von den Protestierenden 
als Staatsversagen empfunden wurde, 
haben nicht den Staat als solchen de-
legitimiert. Vielmehr wurde einerseits 
Angela Merkel, die Kanzlerin und Vor-
sitzende jener Partei, die zuvor jahre-
lang Wahlkampf gegen Asylsuchende 
und die doppelte Staatsbürgerschaft ge-
macht hatte und plötzlich die Grenzen 
nicht gegen Flüchtlinge dichtgemacht 
hatte, zur Zielscheibe des Protestes. 
Andererseits wurde von der Mehrheit 
der Protestierenden nicht der Staat 
an sich infrage gestellt, sondern eine 
Verschärfung der bereits zuvor vom 
»Sicherheitsstaat« (Hirsch 1986) prak-
tizierten Repressionen gegen Flücht-
linge gefordert.

Ein Legitimitätsverlust muss ent-
sprechend differenziert untersucht 
werden. Inwieweit die grundlegen-
den Funktionen eines Staates als er-
füllt angesehen werden, hängt davon 
ab, welche Interpretationen des staat-
lichen Handelns und der Verantwort-
lichen sich im Diskurs durchsetzen. 
Aus der Pfadabhängigkeitsliteratur 
ist bekannt, dass selbst Institutionen, 
die allgemein als dysfunktional ange-
sehen werden, Bestand haben können 
(Scherrer 2001). Eine Abkehr von dys-
funktionalen Institutionen ist eine Fra-
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ge der Machtverhältnisse und davon, 
inwiefern alternative Institutionen an 
Attraktivität gewinnen.

Was für Wirtschaftswachstum und 
Wettbewerbsfähigkeit notwendig ist, 
lässt sich ebenso wenig eindeutig be-
stimmen. Wenn der deutsche »Staat« 
tatsächlich an mehr Wirtschaftswachs-
tum und Wettbewerbsfähigkeit inter-
essiert gewesen wäre, hätte er erstens 
keine Schuldenbremse eingeführt und 
zweitens früher und viel konsequenter 
darauf gedrungen, dass die Autoindus-
trie die Elektromobilität vorantreibt 
(Dullien u.a. 2025).

Richtig ist, dass die Nutzung fossi-
ler Energien seit Beginn der Industria-
lisierung tief in die gesellschaftlichen 
Produktions- und Konsumweisen ein-
geschrieben ist. Eine politische Abkehr 
von fossilen Energien würde somit mas-
sive Veränderungen in diesen Bereichen 
und somit auch in den gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnissen bedeuten. Würde 
diese Abkehr rein marktwirtschaftlich 
(d.h. auch ohne staatlichen Zertifikats-
handel) durch Preissignale erfolgen, 
wären auch Verwerfungen und Pro-
teste zu erwarten. Dies würde jedoch 
in den Bahnen der vorherrschenden 
kapitalistischen Ordnung geschehen. 
Staatliche Kompensationsleistungen 
an die Verlierer solcher Prozesse wä-
ren wahrscheinlich ausreichend, um 
den marktwirtschaftlich vorangetrie-
benen Wandel nicht zu gefährden. Der 
Verzicht auf fossile Energiequellen be-
darf allerdings, wie die Autor*innen 
zurecht bemerken, eines expliziten 
staatlichen Handelns.

Staat ohne Justiz und Medien?

Die liberale kapitalistische Staatsform, 
die privates Eigentum priorisiert, eine 
gewisse Gewaltenteilung zwischen Re-
gierung, Parlament und Justiz aufweist, 
und private Medien zulässt, enthält zu-
gleich viele Blockademöglichkeiten für 
gesellschaftliche Akteure. Neben den 
bereits erwähnten Blockaden durch 
andere Kabinettsmitglieder samt ihren 
Ministerien oder durch die von Partei-
en der Vorgängerregierungen personell 
besetzte Ministerialbürokratie steht im 
liberalen Staat zur Verhinderung gesetz-
licher Maßnahmen auch der Rechtsweg 
offen. Die Justiz wacht über die »rich-
tige« Anwendung der Gesetze, was na-
türlich einer Interpretation der Gesetze 
bedarf, die von Gericht zu Gericht, aber 
auch im Laufe der Zeit unterschiedlich 
ausfallen kann. Hinsichtlich des Klima-
schutzes haben deutsche Gerichte in-
teressanterweise mehrfach im Sinne 
der Klagen der Deutschen Umwelthil-
fe Urteile gefällt. Diese Urteile werden 
jedoch zum Teil von den jeweiligen zu-
ständigen »Staatsapparaten«, inklusive 
der grün geführten Landesregierung 
unter Ministerpräsident Kretschmann, 
ignoriert (Waack 2025). Auch dies ver-
weist auf gesellschaftliche Kräftever-
hältnisse und hegemoniale Diskurse.

Diskurse werden stark durch die 
Medien geprägt. Ein großer Teil der 
Medien befindet sich in privater Hand. 
Das Betreiben von privaten Medien-
unternehmen erfordert in der Regel 
einen großen finanziellen Aufwand. 
Wenn bei der Abkehr von fossilen Ener-
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gien für finanzstarke Akteure viel auf 
dem Spiel steht, ist zu erwarten, dass 
sie ihre verfügbaren Mittel auch ein-
setzen, um den gesellschaftlichen Dis-
kurs zu beeinflussen.

Die hier angebrachte Kritik am Bei-
trag von Brand und anderen soll dessen 
Verdienst um ein besseres Verständnis 
der Widerstände auf dem Weg zu einer 
postfossilen Wirtschaft nicht schmä-
lern. Gleichwohl plädiere ich dafür, 
das analytische Augenmerk stärker auf 
die Machtressourcen und politischen, 
teils strukturellen Opportunitäten zu 
legen, die den führenden gesellschaft-
lichen Kräften zur Verfügung stehen, 
statt auf die Nichterfüllung von angeb-
lich objektiven staatlichen Funktionen.
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auf das Gerät deiner Wahl:
zu jeder Zeit, von überall, 
in deiner Hand.

dasnd.de/digitallesen



Antifaschismus steht unter 
massivem staatlichem Druck. 
Ob mit Prozessen, langen 
Haftstrafen oder internatio-
nalen Fahndungen – immer 
wieder sollen Einzelne her-
ausgegriffen und stellvertre-
tend verurteilt werden. Diese 
Angriffe zielen auf alle, die 
sich dem rechten Vormarsch 
in den Weg stellen und für 
eine solidarische Gesellschaft 
ohne Ausgrenzung und Unter-
drückung kämpfen. Aber wir 
wissen: Unsere Stärke liegt in 
der Solidarität.

Spendet!

info@rote-hilfe.de  rote-hilfe.de


